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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Politische Grundfragen

Rückblick auf die 51. Legislatur: Vom Umgang des politischen Systems mit (grossen)
Krisen

Autorinnen: Anja Heidelberger und Marlène Gerber 

Stand: 17.08.2023

Die unzähligen Geschichten, Ereignisse und politischen Diskussionen, die sich während
der 51. Legislatur ereigneten, lassen sich ausführlich in unseren thematischen
Legislaturrückblicken nachlesen. In Erinnerung bleiben werden aber wohl in erster Linie
die verschiedenen Krisen, welche die Schweiz in dieser Legislatur beschäftigt haben. So
war denn auch kaum ein Themenbereich nicht von mindestens einer grossen Krise
betroffen. Folglich stellen wir die Krisen und deren zahlreiche Auswirkungen für Politik
und Gesellschaft in den Fokus dieses themenübergreifenden Rückblicks auf die 51.
Legislatur. 

Die Covid-19-Pandemie
Insbesondere die Covid-19-Pandemie hatte Auswirkungen auf fast alle Politikfelder,
denn neben dem stark betroffenen und belasteten Gesundheitssystem stellten die
Massnahmen im Kampf gegen die Pandemie verschiedene Branchen und
Personengruppen vor grosse Probleme – insbesondere auch die Unternehmen und
Selbständigerwerbenden, denen der Bundesrat etwa durch Ausdehnung des
Erwerbsersatzes und der Kurzarbeit sowie mit der Schaffung von Corona-Krediten und
Härtefallhilfen entgegen kam. Finanziell unterstützt wurden insbesondere auch die
Medien, die Kulturunternehmen und Kulturschaffenden, die Sportligen und -vereine
sowie der öffentliche Verkehr und der Luftverkehr, während etwa im Bereich der
Schulen, aber auch bei den Geschäftsmieten alternative Regelungen gefragt waren. Die
umfassenden Massnahmen gegen die Pandemie führten in der Folge zu einem grossen
Loch im Bundeshaushalt, dessen Abbaufrist das Parlament verlängerte, um
einschneidende Sparrunden zu verhindern. Eine Belastung war die Pandemie auch für
die Bevölkerung, welche etwa durch tiefere (Kurzarbeits-)Löhne, Kinderbetreuung im
Home-Office oder Angstgefühle. Zudem stellte die Pandemie auch ein Problem für die
Gesellschaft als Ganzes dar, indem sie bei Teilen der Bevölkerung zu einem
Vertrauensverlust in die Institutionen führte (oder diesen verstärkte). Teile der
Einwohnerinnen und Einwohner der Schweiz standen denn auch der Covid-19-Impfung
skeptisch gegenüber, was zu besonders emotionalen Diskussionen rund um die
Einführung des sogenannten Covid-19-Zertifikats führte. Hingegen konnten Armee,
Zivilschutz und Zivildienst in zahlreichen Einsatzstunden v.a. im Gesundheitsbereich,
aber etwa auch die Forschung bei der Entwicklung von Impfstoffen und Medikamenten
gegen Covid-19 ihren Nutzen im Rahmen der Pandemie unter Beweis stellen. Schub
bedeutete die Pandemie schliesslich für die Förderung von Homeoffice und allgemein
für die Flexibilisierung und Digitalisierung der Arbeitswelt. In der 51. Legislatur nahmen
Volk und Stände auch die Pflegeinitiative an, welche Massnahmen enthielt, um die
pflegerische Grundversorgung zu sichern, deren Wichtigkeit im Zuge der Pandemie
noch verdeutlicht worden war. 

Spürbare Auswirkungen hatte die Pandemie auch auf das Institutionengefüge. Zu
Beginn nahm eindeutig die Regierung das Zepter in die Hand, welche nach Ausrufen der
ausserordentlichen Lage gemäss Epidemiengesetz mithilfe von auf der Verfassung
beruhenden Notverordnungen und dem Epidemiengesetz alle wichtigen
Entscheidungen traf, während das Parlament wegen des Ausbruchs der Pandemie die
eigene Frühjahrssession vorzeitig abbrach. Mehr Spielraum erhielt das Parlament, als
die Notverordnungen nach sechs Monaten verfassungsmässig durch ein Gesetz ersetzt
werden mussten – die Beratung des Covid-19-Gesetzes und seine bisher fünfmalige
Revision führten zu angeregten Debatten im Parlament und teilweise zu zentralen
Änderungen an den bundesrätlichen Entwürfen. Zwischenzeitlich zum Stillstand kamen
auch die Volksrechte, zu den Revisionen der Covid-19-Gesetze konnte sich die
Stimmbevölkerung jedoch dann insgesamt dreimal äussern, wobei sie diese jeweils
guthiess. Doch nicht nur das Verhältnis zwischen Exekutive und Legislative, sondern
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auch die Stellung der Kantone in der Pandemie sorgte immer wieder für Diskussionen.
So hatte die Ausrufung der ausserordentlichen Lage die Kräfteverhältnisse eindeutig
zugunsten des Bundes verschoben. Einzelne Phasen, in denen die Entscheidungsgewalt
temporär bei den Kantonen lag, endeten zudem jeweils in sogenannten
Flickenteppichen an Regelungen zwischen den Kantonen und nicht selten auch in dem
Ruf nach erneuten Entscheidungen durch den Bund. Das Jahr 2022 stand schliesslich
im Zeichen erster politischer Aufarbeitung der Covid-19-Krise, wobei insbesondere
Vorstösse diskutiert wurden, mit denen Bund und Parlament krisenresistenter gemacht
werden sollten. 

Krieg in der Ukraine und Energiekrise
Gleich im Anschluss an die Pandemie erhielten mit dem Angriffskrieg auf die Ukraine
zuvor etwas weniger beleuchtete Themenbereiche aussergewöhnlich hohe
Aufmerksamkeit. So löste der Krieg in der Schweiz hitzige Diskussionen zur Ausrichtung
der Aussen- und Neutralitätspolitik aus, nachdem der Bund die von der EU
beschlossenen Sanktionen gegen Russland und in der Folge auch alle Ausweitungen
übernommen hatte und überdies über Waffenlieferungen an die Ukraine diskutiert
wurde. Der Krieg führte in der Schweiz unter anderem zur Aufnahme von Flüchtenden
aus der Ukraine und zur ersten Ausrufung des Schutzstatus S, aber auch zur
Aufstockung des Militärbudget bis 2030 sowie zu Diskussionen über die
Versorgungssicherheit im Landwirtschaftsbereich. Darüber hinaus verzeichnete die
SNB im Jahr 2022 einen Verlust von CHF 150 Mrd., den sie unter anderem auf die
weltwirtschaftlichen Folgen des Ukrainekriegs zurückführte.   

Als direkte Folge des Ukraine-Krieges verstärkte sich zudem die
Versorgungsproblematik im Energiebereich, woraufhin die Energiepreise anstiegen, was
sich auch auf die übrigen Preise auswirkte. Als Reaktion auf die mögliche
Energieknappheit wollte der Bundesrat in erster Linie auf erneuerbare Energien setzen,
für den Notfall liess er jedoch Reservegaskraftwerke bauen. Auch flammten in der
Politik gleichzeitig Diskussionen um die Vorteile von Atomkraft auf. Schliesslich wird
vermutet, dass die Energiekrise dem indirekten Gegenvorschlag zur Gletscherinitiative
zu einer Mehrheit verhalf, gleichzeitig wurde aber Ausbauprojekten zur
Stromversorgung im Winter im Parlament Vorrang gegenüber Umweltbedenken
gegeben. 

Insgesamt zeigten die verschiedenen Krisen während der 51. Legislatur eine ungeahnt
grosse Vulnerabilität bezüglich der Versorgungssicherheit in zahlreichen Bereichen auf,
insbesondere im medizinischen Bereich, etwa bei den Intensivstationen und den
Medikamenten, aber auch im wirtschaftlichen Bereich, hier insbesondere bei der
Energie und in der Landwirtschaft. 

Was sonst noch wichtig war
Natürlich brachte die 51. Legislatur auch unabhängig von den Krisen wichtige Ereignisse,
Weichenstellungen und politische Entscheide mit sich.

Der im April 2021 erfolgte Abbruch der Verhandlungen über das institutionelle
Rahmenabkommen prägte die Beziehungen der Schweiz mit der EU in besonderem
Masse. So führte der Verhandlungsabbruch etwa auch zu einer Blockierung der
Teilnahme am EU-Forschungsprogramm «Horizon Europe», woran auch die Freigabe
der zweiten Kohäsionsmilliarde nichts änderte. Nach verschiedenen weiteren
Sondierungsgesprächen zwischen der Schweiz und der EU verabschiedete der
Bundesrat 2023 Eckwerte für ein neues Verhandlungsmandat mit der EU.

Für besonderes Aufsehen sorgte auch der im März 2023 bekannt gewordene Untergang
der Credit Suisse respektive deren Übernahme durch die UBS. Zur Aufarbeitung dieser
Geschehnisse wurde die fünfte parlamentarische Untersuchungskommission der
Schweizer Geschichte initiiert. 

Geschichte schrieben auch die Frauen, die bei den eidgenössischen Wahlen 2019 ihre
Vertretung in den beiden Räten signifikant hatten steigern können. Fast fünfzig Jahre
nach Einführung des Frauenstimmrechts – in der 51. Legislatur fanden auch die
Feierlichkeiten zum 50-jährigen Jubiläum statt – betrug der Frauenanteil im Nationalrat
erstmals über 40 Prozent, derjenige im Ständerat belief sich nach den Wahlen auf 26
Prozent. 

Generell war die Annahmequote von durch das fakultative Referendum initiierten
Abstimmungsvorlagen in der 51. Legislatur im Vergleich zu vorherigen Legislaturen eher
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niedrig, so scheiterten 7 von insgesamt 21 solcher Referendumsvorlagen. Zudem lag die
Abstimmungsbeteiligung im langjährigen Schnitt (seit 1990) um 5 Prozentpunkte höher,
was mit der während der Covid-19-Pandemie aufgeheizten politischen Stimmung in
Zusammenhang stehen könnte. Die Annahmequote von Initiativen in der 51. Legislatur
war vergleichsweise hoch (3 von 13 Initiativen), während gleichzeitig eher über weniger
Volksbegehren abgestimmt wurde als in früheren Legislaturen. Dafür erarbeiteten
Bundesrat und Parlament in dieser Legislatur auch zahlreiche direkte Gegenentwürfe
oder indirekte Gegenvorschläge zu Volksinitiativen.

Informationen zu den Abstimmungsvorlagen sowie Ausführungen zu den in den
jeweiligen Themenbereichen zentralen Geschäften und Ereignissen der 51. Legislatur
finden Sie in den einzelnen thematischen Legislaturrückblicken sowie in den dort
verlinkten Jahresrückblicken. 

Zu den thematischen Legislaturrückblicken:
Politische Grundfragen
Rechtsordnung
Institutionen und Volksrechte
Föderativer Aufbau
Wahlen
Aussenpolitik
Landesverteidigung
Wirtschaftspolitik
Geld, Währung, Kredit
Landwirtschaft
Öffentliche Finanzen
Energie
Verkehr und Kommunikation
Raumplanung und Wohnungswesen
Umweltschutz
Bevölkerung und Arbeit
Gesundheit
Sozialversicherungen
Soziale Gruppen
Bildung und Forschung
Kultur, Sprache, Kirche
Medien

Rétrospective de la 51e législature : La gestion du système politique face aux (grandes)
crises

Auteures: Anja Heidelberger et Marlène Gerber

Traduction: Lloyd Fletcher et Karel Ziehli

Etat au 17.08.2023

Les événements, histoires et débats politiques qui ont eu lieu en très grand nombre au
cours de la 51e législature peuvent être retracés de manière détaillée dans nos rapports
de législature, classés par thèmes politiques. Toutefois, on se souviendra sans doute
surtout des différentes crises qui ont secoué la Suisse au cours de cette législature. En
effet, pratiquement aucun domaine politique n'a échappé à au moins une grande crise
au cours des quatre dernières années. Par conséquent, nous mettons l'accent, dans
cette rétrospective transversale de la 51e législature, sur ces crises et leurs nombreuses
répercussions sur la politique et la société.

La pandémie de Covid-19
La pandémie de Covid-19 a eu des répercussions sur presque tous les domaines
politiques. En effet, outre le système de santé fortement touché et mis à contribution,
les mesures de lutte contre la pandémie ont posé de gros problèmes à différentes
branches et catégories de personnes – en particulier aux entreprises et aux
indépendants, que le Conseil fédéral a aidés en étendant les allocations pour perte de
gain et le chômage partiel et en créant des crédits-relais et des aides pour les cas de
rigueur. Les médias, les acteurs culturels, les ligues et associations sportives ainsi que
les transports publics et le transport aérien ont également bénéficié de soutiens
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financiers, tandis que des mesures d’un autre type ont été réclamées dans le domaine
des écoles ainsi que pour les loyers commerciaux. Les mesures exhaustives prises pour
lutter contre la pandémie ont entraîné un déficit budgétaire considérable, amenant le
Parlement à prolonger le délai du remboursement de la dette afin d’éviter des coupes
budgétaires draconiennes. La pandémie a également été une charge pour la population,
avec des baisses de salaires (lors du chômage partiel), la garde d'enfants en télétravail
ou encore l'anxiété. En outre, la pandémie a également posé un problème à la société
dans son ensemble, en entraînant (ou en renforçant) une perte de confiance d'une
partie de la population dans le gouvernement. Une partie de la population suisse s’est
montrée sceptique quant à la vaccination contre le Covid-19, ce qui a suscité des
débats émotionnels autour de l'introduction dudit certificat Covid-19. En revanche,
tant l'armée, la protection civile et le service civil – en effectuant de nombreuses
heures dans des interventions, notamment dans le domaine de la santé – que le monde
de la recherche qui a développé des vaccins et des médicaments contre le Covid-19 ont
pu démontrer leur utilité dans le cadre de la pandémie. Enfin, la pandémie a également
stimulé le télétravail et, plus généralement, la flexibilisation et la numérisation du
monde du travail. Au cours de la 51e législature, le peuple et les cantons ont également
accepté l'initiative sur les soins, qui contenait des mesures visant à garantir les soins
infirmiers de base, dont l'importance a été soulignée pendant la pandémie.

La pandémie a également eu des répercussions sensibles sur le système institutionnel.
Au début, le gouvernement a clairement pris les choses en main, prenant toutes les
décisions importantes après la proclamation de la situation extraordinaire au sens de la
loi sur les épidémies grâce à des décrets d'urgence fondés sur la Constitution et à la loi
sur les épidémies, tandis que le Parlement a interrompu prématurément sa session de
printemps en raison du début de la pandémie. Le Parlement a obtenu davantage de
marge de manœuvre lorsque les ordonnances d'urgence ont dû être remplacées par
une loi au bout de six mois, conformément à la Constitution – l'examen de la loi Covid
19 et de ses cinq révisions à ce jour ont donné lieu à des débats animés au Parlement et
parfois à des modifications centrales des projets du Conseil fédéral. Les droits
populaires ont également connu un coup d'arrêt temporaire, bien que le corps
électoral a pu ensuite s'exprimer à trois reprises sur les révisions de la loi Covid 19, qu'il
a à chaque fois approuvées. Non seulement les relations entre l'exécutif et le législatif,
mais aussi la position des cantons dans la pandémie ont fait l'objet de discussions
récurrentes. Ainsi, la déclaration de la situation extraordinaire avait clairement fait
basculer le rapport de force en faveur de la Confédération. Certaines phases durant
lesquelles les cantons ont temporairement pris le contrôle ont abouti à des patchworks
de réglementations entre cantons et à des appels fréquents pour que la Confédération
prennent à nouveau les décisions. L'année 2022 a finalement été marquée par les
premières tentatives de résoudre politiquement la crise de la Covid-19, avec des
propositions discutées pour rendre la Confédération et le Parlement plus résistants aux
crises.

La guerre en Ukraine et les problèmes d'approvisionnement en énergie 
Immédiatement après la pandémie, la guerre d'agression contre l'Ukraine a attiré
l'attention sur des thèmes qui étaient auparavant moins mis en lumière. Ainsi, la guerre
a déclenché en Suisse des discussions animées sur l'orientation de la politique
étrangère et de la neutralité, après que la Confédération a repris les sanctions décidées
par l'UE contre la Russie et que la question de la livraison d’armes à l’Ukraine s’est
posée. Cette crise a conduit à l'accueil de réfugié.e.s ukrainien.ne.s en Suisse et à la
première utilisation du statut de protection S, ainsi qu'à l'augmentation du budget
militaire jusqu'en 2030 et à des discussions sur la sécurité de l'approvisionnement
dans le secteur agricole. De plus, la Banque nationale suisse (BNS) a enregistré une
perte de 150 milliards de CHF en 2022, qu'elle a notamment attribué aux conséquences
de la guerre en Ukraine sur l'économie mondiale. 

Conséquence directe de la guerre en Ukraine, les problèmes d'approvisionnement en
énergie se sont intensifiés, entraînant une hausse des prix de l'énergie, ce qui s'est
répercuté sur les autres prix. En réaction à une possible pénurie d'énergie, le Conseil
fédéral a principalement misé sur les énergies renouvelables, tout en faisant construire
des centrales de réserve à gaz en cas d'urgence. Des débats sur les avantages de
l'énergie nucléaire ont également refait surface dans le monde politique. Enfin, on
suppose que la crise énergétique a contribué à la majorité en faveur du contre-projet
indirect à l'initiative des glaciers, bien que des projets d'expansion de
l'approvisionnement en électricité en hiver aient été privilégiés au Parlement par
rapport aux préoccupations environnementales.

01.01.65 - 01.01.24 5ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Dans l'ensemble, les différentes crises survenues au cours de la 51e législature ont mis
en évidence une vulnérabilité d’une ampleur inattendue en matière de sécurité de
l'approvisionnement dans de nombreux domaines, en particulier dans le domaine
médical, comme les unités de soins intensifs et les médicaments, ainsi que dans le
domaine économique, notamment en matière d'énergie et d'agriculture.

Ce qui a également été important
Bien entendu, la 51e législature a également été marquée par des événements, des
choix et des décisions politiques importants, indépendamment des crises.

La rupture des négociations sur l'accord-cadre institutionnel en avril 2021 a
particulièrement marqué les relations entre la Suisse et l'UE. Le refus de l'accord-cadre
a conduit tant à un blocage de la participation suisse au programme de recherche
européen « Horizon Europe »; une situation que même le déblocage du deuxième
milliard de cohésion ne changera pas. Après plusieurs autres entretiens exploratoires
entre la Suisse et l'UE, le Conseil fédéral a adopté en 2023 des lignes directrices pour
un nouveau mandat de négociation avec l'UE.

L'effondrement de Credit Suisse en mars 2023 et son rachat par UBS ont également
suscité une attention particulière. C’est pour enquêter sur ces événements que le
Parlement a décidé d’instituer la cinquième commission d'enquête parlementaire de
l'histoire suisse.

Les femmes ont écrit l'histoire en augmentant de manière significative leur
représentation dans les deux chambres lors des élections fédérales de 2019. Près de
cinquante ans après l'introduction du droit de vote des femmes – la 51e législature a
également été l'occasion de célébrer le 50e anniversaire –, la proportion de femmes au
Conseil national a dépassé pour la première fois les 40 pour cent, tandis que celle au
Conseil des États s'élevait à 26 % après les élections.

Bien que le Parlement soit devenu plus vert avec les dernières élections fédérales, les
questions climatiques ont surtout été au centre de l'attention en 2021, lorsque le corps
électoral a rejeté de justesse la révision totale de la loi sur le CO2. En revanche, la loi
sur le climat et l'innovation, qui constituait un contre-projet indirect à l'initiative des
glaciers, été approuvée en votation populaire en 2023.

De manière générale, le taux d'acceptation des projets soumis au référendum facultatif
au cours de la 51e législature a été relativement faible par rapport aux législatures
précédentes, avec 7 échecs sur un total de 21 référendums. De plus, la participation
électorale a été élevée de 5 points de pourcentage en plus par rapport à la moyenne
depuis 1990, ce qui pourrait être lié au climat politique enflammé pendant la pandémie
de Covid-19. Le taux d'acceptation des initiatives lors de la 51e législature a été
relativement élevé (3 initiatives sur 13), tandis que le nombre d'initiatives populaires
soumises au vote a été moins élevé que lors des législatures précédentes. En revanche,
le Conseil fédéral et le Parlement ont élaboré de nombreux contre-projets directs ou
indirects aux initiatives populaires au cours de cette législature.

Vous trouverez des informations sur les votations populaires ainsi que des explications
sur les objets parlementaires et des descriptions des événements centraux de la 51e
législature dans les différentes rétrospectives thématiques de la législature ainsi que
dans les rétrospectives annuelles qui y sont liées.

Liens vers les rapports de législature, classés par thèmes politiques:
Problèmes politiques fondamentaux
Ordre juridique
Institutions et droits populaires
Structures fédéralistes
Elections
Politique étrangère
Armée
Politique économique
Crédit et monnaie
Agriculture
Finances publiques
Energie
Transports et communications
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Aménagement du territoire et logement
Protection de l'environnement
Population et travail
Santé
Assurances sociales
Groupes sociaux
Enseignement et recherche
Culture, langues, églises
Médias

Aussenpolitik

Beziehungen zu internationalen Organisationen

In Erfüllung des Postulats Sommaruga (sp, BE) vom Vorjahr präsentierte der Bundesrat
den Bericht über die „Optionen für die Zusammenarbeit der Schweiz mit dem
Europäischen Ausschuss für Systemrisiken (ESRB)“. Darin sprach sich die Regierung
für eine informelle und unverbindliche Zusammenarbeit mit dem ESRB aus, da diese
gegenwärtig am besten dem Interesse der Schweiz entsprechen würde. Eine
formalisierte Kooperation mit dem ESRB hielt der Bundesrat für verfrüht. 1
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Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Geld, Währung und Kredit

Rétrospective annuelle 2019: Crédit et monnaie

L'année 2019 était l'occasion, pour la place financière helvétique, de «célébrer»
l'anniversaire des 10 ans de la fin du secret bancaire. Si le bilan est plutôt positif, les
acteurs du secteur notent surtout une refonte profonde des pratiques. L'un des
éléments clés de cette refonte est l'échange automatique de renseignements (EAR).
Alors que les premiers échanges ont été effectifs, de nouveaux accords ont été adoptés
par le Parlement. Parallèlement, le Forum mondial sur la transparence et l'échange de
renseignements à des fins fiscales a délivré la note «conforme pour l'essentiel» à la
Suisse, et les chambres fédérales ont adopté, après une conférence de conciliation, le
projet de loi pour la mise en œuvre des recommandations dudit Forum. Un rapport
devra d'ailleurs être établi sur la mise en œuvre de cette loi. Par contre, la modification
de la loi sur l'assistance administrative fiscale (LAAF) n'a pas convaincu les
parlementaires qui ont décidé de ne pas entrer en matière. Finalement, plusieurs
objets qui visaient un renforcement de la législation pour les transactions offshores, les
paradis fiscaux, les flux financiers déloyaux et illicites, et l'assistance à un délit fiscal
hors de Suisse, ont tous été rejeté par le Parlement qui estime que des mesures
unilatérales ne sont pas pertinentes pour cette thématique multilatérale. 

Deux tendances mondiales se sont imposées sur l'agenda de la politique financière
helvétique: la finance durable et les nouvelles technologies financières. D'abord, à la
suite de l'engagement de la Suisse dans les Accords de Paris, plusieurs parlementaires
ont souhaité favoriser la finance durable en optimisant les conditions-cadres, et
notamment la fiscalité. Ensuite, les nouvelles technologies financières, comme la
«blockchain», ont attisé de nombreux débats sous la coupole. Les parlementaires ont
notamment questionné l'adéquation d'objets procéduraux et judiciaires avec ces
nouvelles technologies, ou encore la possibilité de créer des comptes numériques
privés auprès des banques centrales. De plus, l'arrivée sur le marché bancaire
helvétique de néobanques, l'obtention des premières licences bancaires pour des
cryptobanques et le projet Libra ont fait couler beaucoup d'encre. L'évolution de la
FinTech sur la place financière helvétique sera probablement encore au coeur des
débats dans les années à venir. 

Trois modifications législatives majeures ont occupé les parlementaires. Premièrement,
les débats sur la modification de la loi sur les droits de timbres ont pu reprendre après
l'adoption, en vote populaire, du projet fiscal 17. L'objet a été discuté en commission.
La CER-CN a ainsi demandé, avant de se prononcer, un rapport sur les conséquences
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financières d'une abolition du droit de timbre. Deuxièmement, la modification de la loi
sur l'unité monétaire et les moyens de paiement (LUMMP) a été adoptée par les
chambres fédérales. Troisièmement, les deux chambres ont apporté des modifications
à la modernisation de la loi sur le contrat d'assurance (LCA), après avoir classé la
révision totale de la LCA.

En dehors de la coupole fédérale, d'autres thématiques ont animé les débats.
Premièrement, la Banque nationale suisse (BNS) a mis en circulation les nouvelles
coupures de 100 et 1000 francs. Ces deux dernières mises en circulation pour la
nouvelle série de billets ont été l'occasion de débattre sur la disparition progressive de
l'argent liquide et les risques liés au blanchiment d'argent. Deuxièmement, la BNS a
maintenu le cap de sa politique monétaire expansionniste. Afin de faire face aux
fluctuations du marché, au franc fort et à la tendance internationale morose, elle a
également augmenté ses avoirs à vue. Les taux d'intérêts négatifs ont engendré une
déferlante d'opinions d'économistes helvétiques. Ces opinions n'ont cessé de déferler
dans des sens contraires. Pendant ce temps, certaines banques commerciales ont
commencé à répercuter les taux négatifs sur leurs clients. Troisièmement, du côté des
banques commerciales, l'UBS a été condamnée, en première instance, a une amende
record de 3.7 milliards d'Euro dans son procès en France. Finalement, l'Union
européenne a mis fin à l'équivalence boursière avec la Suisse. Le sujet est désormais lié
aux discussions sur l'Accord-cadre.

Dans les journaux, la thématique «Crédit et monnaie» a représenté environ 5% des
articles mensuels. En 2019, un maximum de 7.5% d'articles ont été recensés en juillet.
Cette légère hausse est à mettre a crédit de la Banque nationale suisse (BNS) qui a
animé les débats avec de nombreuses discussions sur la force du franc et sur la baisse
des taux d'intérêts. Comme les débats sur les taux d'intérêts et le franc fort ont
continué d'occuper le haut de l'affiche sur la fin de l'année 2019, une légère hausse du
nombre d'articles est à signaler. Néanmoins, dans l'ensemble, l'année 2019 a été
légèrement moins riche en article -1.4% sur la thématique «Crédit et monnaie» que la
moyenne des autres années de la législature (2016-2018). 2

Rétrospective annuelle 2021 : Crédit et monnaie 

En 2021, le Conseil fédéral, autant que les parlementaires, se sont évertués à renforcer
l’attractivité de la place financière helvétique. Afin de toucher la cible, le Conseil
fédéral a tiré plusieurs flèches. D’abord, le gouvernement a soumis une réforme de
l’impôt anticipé. Cette réforme supprime l’impôt anticipé de 35 pour cent sur le
revenu des intérêts. L’objectif est de dynamiser l’émission d’obligations en Suisse.
Ensuite, la réforme de l’impôt anticipé répond à la volonté, émise en 2009 par le PLR,
de supprimer les droits de timbre sur l’émission sur le capital-propre. L’acceptation de
la réforme de l’impôt anticipé a donc enterré le projet de loi fédérale sur les droits de
timbre. Finalement, la création, par l’intermédiaire de la nouvelle loi sur les placements
collectifs, d’un nouveau type de fonds «Limited Qualified Investor Funds» (L-QIF), doit
booster également l’attractivité de la place financière helvétique. 

En revanche, ni la majorité des parlementaires, ni le Conseil fédéral, n’ont rajouté la
finance durable, comme corde à l’arc de l’attractivité de la place financière helvétique
en 2021. Alors que de nombreux objets ont été déposés pour examiner une modulation
du droit de timbre basée sur des critères de compatibilité climatique, pour établir les
opportunités et modalités pour le renforcement de l’information sur la durabilité des
investissements financiers, pour envisager une taxe incitative sur les transactions
financières nuisibles au climat, ou encore pour interdire la distribution de dividendes
ou le rachat d’actions pour les entreprises dont les investissements ne sont pas
compatibles avec les objectifs climatiques – ils ont tous été soit rejetés, soit retirés.
D’ailleurs, la politique monétaire de la BNS, en terme de durabilité, a été fortement
critiquée dans la presse. A l’opposé, une motion pour expliciter le devoir fiduciaire
relatif à la prise en compte des risques climatiques et la décision de la FINMA d’obliger
la publication des rapports sur les risques que les changements climatiques font peser
sur l’activité de l’entreprise ont permis de faire quelques pas timides en direction de la
finance durable.

Le secteur bancaire a également été au centre de l’attention. D’un côté, la privatisation
de PostFinance, avec la refonte de la loi sur l’organisation de La Poste (LOP) a fait
couler beaucoup d’encre. Cette modification devrait permettre à PostFinance
d’accorder des hypothèques et crédits. Le Parlement est à l’aube d’un intense débat.
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D’un autre côté, la révision partielle de la loi sur les banques (LB) est passée comme
une lettre à la poste au Parlement. 

Comme traditionnellement depuis quelques années, le bénéfice de la BNS, de CHF 21
milliards en 2020, a attisé les convoitises. Des voix ont résonné, sous la Coupole
fédérale, pour renforcer la générosité de la BNS, face à la crise économique et
financière du Covid-19. Ces voix se sont notamment appuyées sur le bénéfice généré
par la BNS grâce au levier des intérêts négatifs. Cette année, ces voix ont connu un
écho certain. Une nouvelle clé de répartition pour les cantons et la Confédération a été
validée, et la volonté d’utiliser le bénéfice de la BNS pour renflouer l’AVS a été
considérée. Par contre, la proposition du canton du Jura d’utiliser ce bénéfice pour
dynamiser la stratégie énergétique 2050 a été balayée. 

Sans faire trembler les murs du Parlement, la thématique d’une assurance suisse
contre les tremblements de terre s’est à nouveau imposée sur l’agenda parlementaire.
La proposition, de la Commission de l’environnement, de l’aménagement, du territoire
et de l’énergie du Conseil des États (CEATE-CE) d’instaurer une assurance avec un
système d’engagements conditionnels a fissuré les certitudes parlementaires. En effet,
alors qu’une motion et une initiative cantonale, pour la création d’une assurance
tremblement de terre obligatoire, ont été rejetées par le Parlement, la proposition de la
CEATE-CE a séduit les parlementaires.

Pour finir, dans les détails, le Parlement a adopté la loi sur le blanchiment d’argent
(LBA). Il s’agit d’une version édulcorée car les avocats, notaires et fiduciaires ne seront
pas assujettis à la LBA. Pour sa part, la BNS a mis en exergue l’explosion des risques de
capacité financière sur les marchés hypothécaires et immobiliers. 

Dans la presse helvétique, la politique monétaire, les banques, la bourse et les
assurances privées n'ont représenté, en moyenne, qu'environ 6 pour cent des articles
de presse liés à la politique helvétique. Aucune évolution notoire, en comparaison avec
les années précédentes, n'est à signaler (cf. figure 1 sur l’évolution des médias 2021 en
annexe). 3

Rétrospective annuelle 2022 : Crédit et monnaie

Alors que, depuis plusieurs années, le Conseil fédéral et le Parlement continuaient
d'alimenter la locomotive financière helvétique, l'année 2022 a été marquée par les
nombreux freins tirés, soit par la population, soit par la majorité du Parlement, soit par
le Conseil fédéral. En d'autres termes, malgré de nombreux projets de réforme, l'année
2022 a été marquée par une perte de vitesse des réformes liées à la place financière et
aux banques helvétiques. 

Premièrement, la population helvétique a refusé la suppression du droit de timbre et la
réforme de l'impôt anticipé. Lors de deux votations populaires, les Suisses et
Suissesses ont sanctionné les velléités de la droite et du gouvernement de supprimer
progressivement la totalité des droits de timbre. Le PLR avait clamé, en 2009 déjà, son
ambition d'abolir l'ensemble des trois droits de timbre afin de renforcer l'attractivité
économique de la Suisse. Le 13 février 2022, 62.7 pour cent des citoyens et citoyennes
helvétiques ont refusé une suppression du droit de timbre d'émission sur le capital
propre. Le PS, les Verts et les syndicats ont saisi le référendum pour soumettre cette
réforme du droit de timbre à la population, et mené la bataille avec une campagne qui
interrogeait les votant.e.s sur «A qui profite la suppression du droit de timbre
d'émission sur le capital propre?». Dans les urnes, les citoyens et citoyennes
helvétiques ont, toutes régions confondues, rejeté la réforme à plus de 60 pour cent.
Puis, le 25 septembre 2022, 52.01 pour cent des citoyens et citoyennes helvétiques ont
rejeté la modification de la loi fédérale sur l’impôt anticipé. Cette réforme de l'impôt
anticipé, prévoyait notamment la suppression du droit de timbre de négociation sur les
obligations et exonérait les placements suisses de l'impôt anticipé. Lors de cette
campagne, une impression de déjà-vu a dominé les débats. L'analyse APS des journaux
indique que ces deux votations ont dynamisé les thématiques liées au marché financier
et aux banques. En comparaison, en 2022, ces deux thématiques ont capturé plus de 5
pour cent des articles sur la politique, alors qu'ils ne représentent, de 2016 à 2021,
qu'environ 3 pour cent. Il est notamment possible de noter un pic en janvier-février
2022. Lors de la campagne sur la votation du 13 février, la presse helvétique a consacré
7 pour cent de ses articles sur la politique à ces thématiques. A l'inverse, la campagne
de votation du 25 septembre n'a pas généré un autant grand trafic. «Seulement» 4.6
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pour cent de ces articles sur la politique ont traité de la thématique des marchés
financiers et des banques. Ce relativement faible pourcentage, en comparaison avec la
campagne du 13 février, s'explique par la prépondérance des campagnes sur la réforme
de l'AVS21 et sur l'initiative populaire sur l'élevage intensif qui ont phagocyté la
campagne. Au final, ces deux rejets successifs de la population ponctuent un feuilleton
de plus de dix années sur la suppression des droits de timbre. 

Deuxièmement, la majorité du Parlement, et le Conseil fédéral, ont successivement
balayé toutes les velléités d'ajouter des wagons au train de la finance durable
helvétique. Tout d'abord, le Parlement a rejeté plusieurs objets qui visaient une plus
grande transparence sur l'impact des portefeuilles des investisseurs institutionnels sur
le changement climatique, une politique financière compatible avec les impératifs
environnementaux de la gouvernance, une veille micro- et macroprudentielle des
risques financiers liés au changement climatique et la création d'un comité d'éthique
pour évaluer les décisions d'investissements de la Banque nationale suisse (BNS). Pour
sa part, comme en 2021, le Conseil fédéral a confirmé qu'il préconisait l'autorégulation
de la finance helvétique avec un rôle uniquement subsidiaire pour l'État et non
régulateur. Finalement, afin de maintenir le wagon de la finance durable sur les rails de
la politique helvétique, un groupe de cinq parlementaires d'horizons politiques
différents (Verts, Vert'libéraux, PS, Centre et PLR) ont déposé cinq motions identiques
pour dynamiser les investissements écologiques grâce à une banque publique
helvétique. Si le Conseil fédéral a déjà affirmé son scepticisme, le dossier sera traité
dans les chambres en 2023.

Troisièmement, le Parlement a rejeté la privatisation de PostFinance. Alors que le
Conseil fédéral a soumis un prototype de révision partielle de la Loi sur l'organisation
de la Poste (LOP), avec comme objectifs de lever d'abord l'interdiction à PostFinance
d'octroyer des crédits et des hypothèques, puis de privatiser PostFinance, l'ensemble
du Parlement a préféré un retour au Conseil fédéral, plutôt qu'une réforme
expérimentale. Autant au Conseil des États, qu'au Conseil national, tous les partis
politiques ont fustigé cette révision de la LOP. 

Quatrièmement, le bénéfice de la BNS a déraillé et a forcé les politiciens et
politiciennes à ralentir leur appétit financier. La perte estimée d'environ CHF 150
milliards pour la BNS, pour l'année 2022, est due essentiellement aux positions en
monnaies étrangères déficitaires, avec la guerre en Ukraine en toile de fond. Cette
perte, inédite depuis 2008, a refroidi les politicien.ne.s suisses. De ce fait, le Conseil
national a notamment rejeté une initiative parlementaire pour affecter les bénéfices de
la BNS à la mise en œuvre de la politique énergétique 2050 et une motion pour clarifier
la fonction de la réserve pour distributions futures dans le bilan de la BNS. En parallèle,
cette perte a provoqué des maux d'estomac aux argentiers cantonaux qui avaient pris
l'habitude de bénéficier de cette manne financière supplémentaire. 

Cinquièmement, l'économie et la presse helvétique ont salué la fin des taux négatifs. La
conjoncture économique mondiale, la hausse des prix des biens et services, avec
notamment les prix de l'énergie, et les conséquences économiques de la crise du
Covid-19, ont forcé la BNS a rehaussé son taux directeur, d'abord de 0.50 points en
avril 2022, puis de 0.75 points en septembre 2022, et à nouveau de 0.5 points en
décembre 2022 mettant un terme à la situation inédite des taux négatifs. Le taux
directeur de la BNS fini donc l'année 2022 à 1 pour cent. Cette hausse était pressentie
dès le début de l'année. D'un côté, cela a confirmé qu'en 2022 l'inflation semble avoir
détrôné le franc fort sur la liste des préoccupations de la BNS. Après avoir percuté la
parité au printemps 2022, le franc a continué son appréciation face à l'euro. Il flirtait
avec les 95 centimes à la fin de l'été 2022. D'un autre côté, la hausse du taux directeur
de la BNS a mis sous pression le marché hypothécaire helvétique. Les taux
hypothécaires n'ont cessé de croître et l'Autorité fédérale de surveillance des marchés
financiers (FINMA) s'est inquiétée d'une surchauffe du marché immobilier. A partir de
là, la BNS a forcé la main du Conseil fédéral pour réactiver le volant anticyclique
sectoriel de fonds propres qui avait été désactivé en mars 2020, face à la crise du
Covid-19.

Sixièmement, la transparence financière a été au cœur des débats en 2022. Pour
commencer, les révélations sur les clients Crédit Suisse et les «Suisse Secrets» ont
posé la question de la liberté de la presse concernant la place financière. Puis, la guerre
d'agression de la Russie en Ukraine a mis le secteur bancaire helvétique sous les feux
des projecteurs. Si le Conseil fédéral a d'abord été critiqué pour son attentisme, il a fini
par s'aligner sur les sanctions occidentales. Ensuite, Pierin Vincenz, ex-dirigeant de la
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banque Raiffeisen Suisse, a été condamné pour gestion déloyale, abus de confiance et
faux dans les titres. Est-ce que cette sanction marque un tournant dans les relations de
la finance avec la justice? Finalement, plusieurs objets liés à la transparence ont
également été débattus au Parlement. La Berne fédérale a ainsi accepté des postulats
sur le traçage des transactions financières en crypto-monnaies, sur la
responsabilisation des cadres supérieurs des établissements financiers helvétiques et
sur le renforcement des efforts de transparences des flux financiers. En outre, le
Conseil national a validé l'extension de l'échange automatique de renseignements
relatif aux comptes financiers (EAR) avec douze États supplémentaires. 

Pour finir, la révision partielle de la loi sur la surveillance des assurances (LSA) est
arrivée à destination. Elle a été adoptée par les deux chambres. Pour sa part, le Conseil
fédéral a mis sur les rails la modification de la loi sur les infrastructures des marchés
financiers (LIMF). L'objectif est l'équivalence boursière, à moyen terme, avec l'Union
européenne (UE). 4

Rückblick auf die 51. Legislatur: Geld, Währung, Kredit

Autorinnen und Autoren: Guillaume Zumofen, Catalina Schmid und Anja Heidelberger

Stand: 17.08.2023

Rückblickend bleibt im Themenbereich «Geld, Währung und Kredit» wohl von der 51.
Legislatur vor allem der Untergang der Credit Suisse und ihre Übernahme durch die
UBS im Gedächtnis. Nachdem die Credit Suisse bereits seit Jahren durch schlechte
Nachrichten, insbesondere bezüglich Verlusten, Managementwechseln und Skandalen,
aufgefallen war, verschlechterte sich ihre Situation im März 2023 dramatisch. Der
massive Vertrauensverlust in die Bank führte zu einem Einbruch ihrer Aktien, der auch
durch eine Liquiditätsspritze der Nationalbank nicht mehr aufgehalten werden konnte.
Trotz noch ausreichender Liquidität wurde Mitte März 2023 die Übernahme der CS
durch die UBS bekanntgegeben. Die Übernahme erfolgte zu einem
«Schnäppchenpreis» von CHF 3 Mrd., wobei der Bund die Übernahme mit
Verlustgarantien für die UBS in der Höhe von CHF 9 Mrd. sowie mit einem
Liquiditätsdarlehen an die SNB in der Höhe von CHF 100 Mrd. absicherte. Mitte August
2023 kündigte die UBS die entsprechenden Sicherheiten, mit denen der Bund somit
insgesamt Garantien in der Höhe von CHF 200 Mio. einnahm. Die Ereignisse im März
2023 lösten eine Flut an Vorstössen zur Aufarbeitung der Geschehnisse und zur
Revidierung der Gesetzgebung zu den Grossbanken aus und führten in der
Sommersession 2023 schliesslich auch zur Einsetzung der erst fünften
parlamentarischen Untersuchungskommission (PUK) der Schweizer Geschichte.

Darüber hinaus stand der Schweizer Finanzplatz auch aufgrund zweier missglückter
Versuche zu seiner Stärkung im medialen Interesse. So hatten Bundesrat und Parlament
eine Abschwächung des Gesetzes über die Stempelabgaben (StG) sowie des
Verrechnungssteuergesetzes (VStG) erarbeitet, mit denen die Emissionsabgabe auf
Eigenkapital respektive die Umsatzabgabe auf Obligationen abgeschafft sowie
Schweizer Anlagen von der Verrechnungssteuer befreit werden sollten. Beide
Gesetzesänderungen wurden jedoch im Februar 2022 und September 2022 von den
Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern verworfen, nachdem gegen die Vorlagen das
Referendum ergriffen worden war. Gemäss Nachabstimmungsbefragungen
befürchteten die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger vor allem, dass die
Grosskonzerne auf Kosten der Bürgerinnen und Bürger von einer Annahme der beiden
Vorlagen profitiert hätten. 

International sorgten die Schweizer Banken aufgrund bestimmter Ereignisse während
der 51. Legislatur für negative Schlagzeilen: Zwar übernahm der Bundesrat die
Sanktionen der EU aufgrund des Ukraine-Krieges, dennoch riss die Kritik bezüglich
einer späten und zu laschen Umsetzung der Sanktionen durch die Banken nicht ab. In
der 51. Legislatur wurde auch das Geldwäschereigesetz (GwG) revidiert, wobei das
Parlament die vom Bundesrat in Anlehnung an den Bericht der Financial Action Task
Force (FATF) vorgeschlagenen Massnahmen deutlich abschwächte. 

Für positive Schlagzeilen hatten die Banken noch zu Beginn der Covid-19-Pandemie
gesorgt, als sie zusammen mit dem Bundesrat, der SNB, der FINMA und der FinDel in
kürzester Zeit Überbrückungskredite schufen, um die von den Massnahmen zur
Eindämmung der Pandemie gebeutelten Unternehmen zu unterstützen. So konnten
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insbesondere KMU vergleichsweise unbürokratisch Kredite in der Höhe von insgesamt
CHF 40 Mrd. aufnehmen, für welche der Bund die Solidarhaftung übernahm.
Ausgeschöpft wurden davon jedoch «nur» Kredite in der Höhe von CHF 16.9 Mrd.

Auch die Nationalbank stand in der 51. Legislatur immer wieder im Zentrum des
Interesses. So sah sich die SNB ab Frühjahr 2022 aufgrund der schleppenden
Konjunktur der Weltwirtschaft, der Preisanstiege, insbesondere im Energiebereich, und
der wirtschaftlichen Folgen der Covid-19-Pandemie zu einer Aufgabe der Negativzinsen
und zu mehrfachen Erhöhungen des Leitzinses gezwungen. Noch während der
Pandemie hatte die SNB mehrfach auf den Märkten interveniert, um eine Aufwertung
des Frankens zu verhindern – was zu Vorwürfen der Wechselkursmanipulation durch
die USA geführt hatte. Nach Aufgabe der Negativzinsen wurde einerseits der Franken
gegenüber dem Euro aufgewertet, andererseits stiegen die Hypothekarzinsen an,
woraufhin der Bundesrat den antizyklischen Kapitalpuffer reaktivierte.

Solange sie noch vorhanden waren, waren die Negativzinsen von grossem medialem
Interesse aufgrund der von der SNB dadurch erzielten hohen Gewinne, insbesondere
während der Pandemie (im Jahr 2019 lag der Gewinn zum Beispiel bei CHF 49 Mrd.).
Während der Bund mit rekordhohen pandemiebedingten Ausgaben und zahlreichen
teuren Projekten zu kämpfen hatte, wurden immer wieder Vorschläge eingebracht, wie
die Gewinne der SNB aus den Negativzinsen verwendet werden könnten – etwa für den
Abbau der Covid-19-Schulden, für die AHV-Finanzierung oder für die Energiestrategie
2050. Diese Bestrebungen fanden im Jahr 2022 ein jähes Ende, als die SNB einen
Verlust von CHF 142 Mrd. bekannt gab.

Im Versicherungsbereich wurden allen voran das Versicherungsvertragsgesetz (VVG)
sowie das Versicherungsaufsichtsgesetz (VAG) revidiert – Letzteres führte denn in der
51. Legislatur auch zu den ausführlichsten Debatten in diesem Themenbereich. Das
über hundertjährige Versicherungsvertragsgesetz sollte einer Totalrevision unterzogen
und die Regelungen der Versicherungsverträge an die aktuellen Begebenheiten
angepasst werden. Ein erster Entwurf war 2013 an den Bundesrat zurückgewiesen
worden, der neuste bundesrätliche Vorschlag wurde in der Folge im Frühling 2019 bis
weit in die Mitte des Parlaments als zu versicherungsfreundlich kritisiert. In einer
ausführlichen Behandlung fand das Parlament in den wichtigsten Punkten jedoch
Kompromisse zwischen Anliegen des Konsumentenschutzes und der Versicherungen, so
dass das angedrohte Referendum nicht ergriffen wurde. 
Die Teilrevision des Versicherungsaufsichtsgesetzes beinhaltete schliesslich
insbesondere Regelungen für den Sanierungsfall einer Versicherung,
Aufsichtserleichterungen für Versicherungen mit ausschliesslich professionellen
Kundinnen und Kunden sowie Vorschriften bei der Versicherungsvermittlung, wobei das
Parlament jedoch die umstrittene Ombudspflicht, welche den Versicherten bei
Streitigkeiten eine Anlaufstelle garantiert hätte, aus dem Projekt strich.

Zu den Jahresrückblicken:
2020
2021
2022

Jahresrückblick 2023: Geld, Währung und Kredit

Der Themenbereich «Geld, Währung und Kredit» war 2023 stark von den
Geschehnissen rund um den Untergang der Credit Suisse (CS) geprägt. Die Situation
der CS, die aufgrund massiver Verluste und Skandale bereits seit einigen Jahren im
Krisenmodus stand, verschlechterte sich im März 2023 dramatisch. Innerhalb von zwei
Wochen überschlugen sich verschiedene Ereignisse, wodurch sich die Vertrauenskrise
der Bank zuspitzte und die CS-Aktien drastisch an Wert verloren. Die Bank schaffte es
trotz intakter Kapitalisierung und einer ausserordentlichen Liquiditätsspritze der SNB
nicht, ihre massiven Geldabflüsse zu stoppen. Noch Mitte März 2023 wurde schliesslich
die Übernahme der CS durch die UBS zu einem «Schnäppchenpreis» von CHF 3 Mrd. in
Form von UBS-Aktien bekanntgegeben. Mittels verschiedener Notverordnungen schuf
der Bundesrat die Rahmenbedingungen für eine erfolgreiche Umsetzung und
verabschiedete dazu eine Verlustgarantie von CHF 9 Mrd. für die UBS sowie weitere
Liquiditätsdarlehen für die beiden betroffenen Banken in der Höhe von insgesamt CHF
200 Mrd. Bereits Mitte Juni 2023 war die Credit Suisse mit dem formellen Vollzug der
Übernahme Geschichte. Nachdem die von der CS bezogenen Liquiditätsdarlehen in der
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Höhe von CHF 100 Mrd. bereits per Ende Mai zurückbezahlt worden waren, kündigte die
UBS schliesslich Mitte August die übrigen CHF 109 Mrd. an Sicherheiten. Der
Zusammenbruch des einstigen Schweizer Vorzeigeinstituts führte zu einer breiten
öffentlichen und vor allem medialen Debatte rund um die Verantwortlichkeiten, die
gefundene Lösung sowie den Umgang mit der Krise und den Folgen der neuen
Megabank UBS – beobachtbar auch in den zeitweise heftigen Ausschlägen in der
medialen Berichterstattung, wie Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse verdeutlicht. In
der eigens zu dieser Thematik einberufenen ausserordentlichen Session im April 2023,
aber auch in den darauffolgenden Sessionen, reagierte das Parlament auf die Ereignisse
vom März mit zahlreichen Vorstössen zur Aufarbeitung der Geschehnisse, zum
künftigen Umgang mit systemrelevanten Banken sowie zur Rolle von
Aufsichtsinstitutionen wie der Finma oder der WEKO. In der Sommersession beschloss
das Parlament schliesslich den Einsatz der erst fünften parlamentarischen
Untersuchungskommission (PUK) in der Schweizer Geschichte. 

Fast gänzlich unbeachtet von den Medien gab es aber noch weitere Ereignisse in
diesem Themenbereich. So führte der Bundesrat die Arbeiten zur Änderung des
Bankengesetzes für eine staatliche Liquiditätssicherung für systemrelevante Banken
fort; im Mai eröffnete er dazu die Vernehmlassung für den sogenannten Public Liquidity
Backstop (PLB) und präsentierte im September die Botschaft. Der PLB war im Rahmen
der zusätzlichen Liquiditätspakete für die CS-Übernahme im März bereits per
Notverordnungen zur Anwendung gekommen, soll aber als Instrumentarium für
Bankenkrisen ebenfalls ins ordentliche Recht überführt werden. 

Die Nationalbank setzte ihre restriktive Geldpolitik im Jahr 2023 fort und erhöhte im
März und Juni erneut die Leitzinsen, womit sich diese von 1 Prozent Anfang Jahr auf 1.75
Prozent (ab Juni) erhöhten. Im Kontext der ebenfalls steigenden Referenz- und
Hypothekarzinsen und den damit einhergehenden Mietpreiserhöhungen löste die
Nationalbank damit eine Debatte über einen Zielkonflikt in der Bekämpfung der
Inflation aus. Teilweise als Begleiterscheinung der hohen Zinsen setzte der Franken
2023 seinen Aufwärtstrend erneut fort, wobei der Euro-Wechselkurs zeitweise beinahe
am Tiefstwert von rund 0.95 im vorherigen Jahr kratzte. Nachdem die Nationalbank im
Vorjahr mit dem erlittenen Rekordverlust von CHF 132 Mrd. vor allem negative
Schlagzeilen gemacht hatte, schrieb sie im ersten Quartal 2023 mit verbuchten
Gewinnen in der Höhe von CHF 26.9 Mrd. bereits wieder schwarze Zahlen. Diese
Gewinne schmolzen wegen wiederholten Verlusten in den zwei darauffolgenden
Quartalen jedoch bis September auf CHF 1.7 Mrd., wodurch die Chancen einer
Gewinnausschüttung der SNB an Bund und Kantone im kommenden Jahr von
Expertinnen und Experten erneut nahezu auf Null geschätzt wurden.

Aufmerksamkeit erhielt im Berichtsjahr auch das Thema «Bargeld». So hatte die
Bedeutung des Bargelds in der Schweiz gemäss einer Bevölkerungsumfrage der SNB im
Vergleich zu den vergangenen Jahren wieder zugenommen. Im Einklang mit dieser
Entwicklung gab die Bundeskanzlei im Februar 2023 auch bekannt, dass die 2021
lancierte Volksinitiative «Bargeld ist Freiheit» zustandegekommen sei. Die Initiative soll
die Bargeldversorgung der Schweiz sicherstellen und den Franken als Schweizer
Währung sichern. Der Bundesrat unterstützte das Anliegen des Schutzes des Bargelds
und schlug in einem direktem Gegenentwurf zur Initiative vor, die bestehenden
Gesetzesartikel dazu auf Verfassungsebene anzuheben. Im März lancierte das
Initiativkomitee ein zweites, themenähnliches Volksbegehren, die «Ich zahle bar»-
Initiative», welche konkretere Vorschriften zum Bezug und zur Akzeptanz des Bargelds
verlangte. 

Im Börsenbereich nahm das Parlament zwei Änderungen des
Finanzmarktinfrastrukturgesetzes (FinfraG) vor. Einerseits wurden die bisher auf
Notrecht begründeten Regelungen zum Schutz der Schweizer Börseninfrastruktur ins
ordentliche Recht überführt. Andererseits schuf das Parlament einen Straftatbestand
im FinfraG für Fälle von unwahren oder unvollständigen Angaben in öffentlichen
Kaufangeboten. 5
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Finanzmarkt

Zwecks Erfüllung der Postulate Ingold (evp, ZH) und Maury Pasquier (sp, GE) publizierte
der Bundesrat im Oktober 2016 den Bericht „Unlautere und unrechtmässige
Finanzflüsse aus Entwicklungsländern“. Der Bericht anerkannte die Problematik von
diesen sogenannten "Illicit Financial Flows" (IFF), weil diese ein Hindernis für eine
nachhaltige Entwicklung darstellten. Zu bekämpfen seien diese Finanzströme aufgrund
der grenzüberschreitenden Charakters dieses Phänomens gemäss Regierung jedoch
über einen internationalen Ansatz. Die Schweiz trage diese Bemühungen mit, indem sie
in den letzten Jahren bedeutende Fortschritte bei der Umsetzung internationaler
Standards bezüglich Geldwäscherei, Terrorismusbekämpfung und
Informationsaustausch in Steuersachen erzielt habe. 6

BERICHT
DATUM: 12.10.2016
NICO DÜRRENMATT

Le comité consultatif pour l'Avenir de la place financière  helvétique a dressé son
premier rapport. Ce comité, institué en 2016, dirigé par le professeur Aymo Brunetti,
est chargé d'aborder les questions relatives à la place financière d'un point de vue
stratégique, mais aussi d'élaborer des recommandations pour l'avenir de la place
financière suisse. Pour ce premier rapport, le comité s'est penché précisément sur la
finance numérique. Le groupe considère ainsi que l'Etat doit favoriser l'innovation et
que la réglementation doit garantir la concurrence dans ce nouveau secteur. Il soutient
le Conseil fédéral qui avait approuvé un rapport en octobre 2016 sur les nouvelles
technologies financières (FinTech). 7

BERICHT
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GUILLAUME ZUMOFEN

La numérisation se dessine comme un moteur incontournable de l’innovation. Dans
cette optique, le développement à long-terme de la distributed ledger technology (DLT)
et de la blockchain s’impose dans le secteur de la finance et dans l’économie suisse de
manière générale. Le rapport bases juridiques pour la DLT et la blockchain en Suisse
définit les conditions-cadres nécessaires à un développement optimal, durable et
éthique de ces technologies. En se basant sur ce rapport, le Conseil fédéral estime que
plusieurs adaptations ponctuelles du droit sont indispensables. Premièrement, en ce
qui concerne le droit civil, aucune adaptation n’est nécessaire pour les jetons
cryptographiques (tokens), comme le bitcoin, qui représentent des actifs immatériels.
Par contre, il est indispensable d’adapter le droit des papiers-valeurs afin de prendre
en considération les jetons qui représentent des droits matériels. Deuxièmement, la
prise en compte des cryptoactifs lors d’une faillite doit être envisagé dans le droit de
l’insolvabilité. Troisièmement, le Conseil fédéral estime que le droit des marchés
financiers est déjà adapté à ces nouvelles technologies. Des modifications globales ne
sont donc pas nécessaires. Quatrièmement, le risque d’utilisation frauduleuse des
cryptoactifs existe. Néanmoins, le Groupe interdépartemental de coordination sur la
lutte contre le blanchiment d’argent et le financement du terrorisme (GCBF) estime
que la loi sur le blanchiment d’argent (LBA) englobe les activités liées aux
cryptomonnaies. 8

BERICHT
DATUM: 14.12.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

Le Conseil fédéral a publié son rapport sur le développement durable dans le secteur
financier. Dans ce rapport, le Conseil fédéral positionne la finance durable comme une
opportunité et un moteur pour la place financière helvétique. Afin de renforcer la
Suisse sur le marché international de la finance durable, il est donc primordial
d'exploiter la numérisation, d'internaliser les coûts externes imposés à l'environnement
et de renforcer la transparence pour garantir une information transversale pour
l'ensemble des acteurs du marché. Dans cette optique, le Conseil fédéral souhaite
créer les conditions-cadres pour favoriser le développement de la finance durable. Il
cite notamment un renforcement de la transparence, du reporting, de la diligence, de
l'évaluation des risques et de l'accès au marché. 9

BERICHT
DATUM: 24.06.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Le postulat d'Adèle Thorens Goumaz (verts, VD) sur la compétitivité de la place
financière helvétique du point de vue de la finance durable a été classé.

BERICHT
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Kapitalmarkt

Ende 2009 hatte der Bundesrat in Beantwortung eines vom Ständerat überwiesenen
Postulats Konrad Graber (cvp, LU) einen von der Finanzmarktaufsicht (Finma) und der
Nationalbank (SNB) gemeinsam erarbeiteten Bericht zur künftigen „Strategischen
Stossrichtung für die Finanzmarktpolitik der Schweiz“ veröffentlicht. Als Ansatz zur
Bewältigung der mittel- und langfristigen Herausforderungen an den Finanzplatz
Schweiz wurden darin vier finanzmarktpolitische Ziele samt entsprechenden Strategien
festgehalten. Die internationale Wettbewerbsfähigkeit des schweizerischen
Finanzsektors soll erstens mittels Schaffung geeigneter steuerlicher
Rahmenbedingungen (Unternehmenssteuerreform III, Prüfung der Verrechnungs- und
Stempelsteuer) und bedachter regulatorischer Eingriffe zum Schutz der Gläubiger,
Anleger und Versicherer erhalten bleiben bzw. gestärkt werden. Zweitens sollen
Hindernisse für den Zugang schweizerischer Finanzintermediäre (Banken,
Vermögensverwaltung, Fonds) im internationalen Markt systematisch angegangen
werden, indem sich die Schweiz um die weitere Liberalisierung der Märkte über
Dienstleistungsabkommen im Rahmen der WTO (GATS) und mit der EU, über
Freihandelsabkommen und über Gleichwertigkeitsanerkennungen bemüht. Im weiteren
soll auch der autonome Nachvollzug von EU-Regulierung schweizerischen
Finanzdienstleistern den Zutritt in den europäischen Markt erleichtern. Drittens hielt
das Papier eine Verschärfung der Eigenmittel- und Liquiditätsvorschriften durch die
Finma sowie einen verbesserten Einlegerschutz als Unterstützungsmassnahmen des
Finanzsystems in seiner systemrelevanten Dimension fest. In Anlehnung an die
Empfehlungen der „Expertenkommission zur Limitierung von volkswirtschaftlichen
Risiken durch Grossunternehmen“ sollten weitere Regulierungsmassnahmen geplant
werden. Diese kam in ihrem Zwischenbericht im April 2010 zum Schluss, dass allein die
beiden Grossbanken UBS und Credit Suisse, nicht aber andere Finanzinstitute oder
Versicherungen, als too-big-to-fail einzustufen seien und damit ein
volkswirtschaftliches Stabilitätsrisiko darstellten. Demzufolge suchte der Bundesrat die
Lösung in einer entsprechenden, auf die systemrelevanten Banken beschränkten
Planungsvorlage zwecks Änderung des Bankengesetzes. Als viertes Ziel strebt der
Strategiebericht zur Finanzmarktpolitik die Integritäts- und Reputationssicherung des
Finanzplatzes an. Konkret soll mit bilateralen Abkommen über die Einführung einer
Abgeltungssteuer auf grenzüberschreitenden Kapitalerträgen sowie dem Abschluss von
Doppelbesteuerungsabkommen nach OECD-Standard das Bankgeheimnis gewahrt und
der international weithin geforderte automatische Informationsaustausch unter den
Steuerbehörden der einzelnen Länder verhindert werden. 10

BERICHT
DATUM: 16.12.2009
SUZANNE SCHÄR

L'objectif du postulat Vogler (pcs, OW) était d'examiner les coûts induits aux
établissements financiers des circulaires de la FINMA. Le rapport a mis en avant la
difficulté de quantifier les coûts réels des ces circulaires faute de données. Face à
cette difficulté, le rapport s'est contenté d'évaluer les frais initiaux liés aux circulaires.
Il conclut que les bénéfices des établissements financiers ne pâtissent pas des
circulaires de la FINMA. Au final, si le Conseil fédéral relève l'importance d'une
réglementation juste et efficace pour la stabilité de la place financière helvétique, il
considère qu'il n'est pas opportun de légiférer au-delà de l'ordonnance relative à la loi
sur la surveillance des marchés financiers (LFINMA) selon les conclusions du rapport. Le
rapport a été établi en parallèle du rapport sur le postulat 17.3620. 11

BERICHT
DATUM: 20.03.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

L'objectif du postulat Germann (udc, SH) était d'examiner les coûts induits aux
établissements financiers des circulaires de la FINMA. Le rapport a mis en avant la
difficulté de quantifier les coûts réels des ces circulaires faute de données. Face à
cette difficulté, le rapport s'est contenté d'évaluer les frais initiaux liés aux circulaires.
Il conclut que les bénéfices des établissements financiers ne pâtissent pas des
circulaires de la FINMA. Au final, si le Conseil fédéral relève l'importance d'une
réglementation juste et efficace pour la stabilité de la place financière helvétique, il
considère qu'il n'est pas opportun de légiférer au-delà de l'ordonnance relative à la loi
sur la surveillance des marchés financiers (LFINMA) selon les conclusions du rapport. Le
rapport a été établi en parallèle du rapport sur le postulat 17.3566. 12
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Nationalbank

D'après le Conseil fédéral, la définition d'objectifs de développement durable ne
relève pas de la compétence de la Banque nationale suisse (BNS). Dans son rapport, le
Conseil fédéral précise que le mandat de la BNS concerne uniquement le maintien de la
stabilité des prix en fonction de la conjoncture économique. Un élargissement du
mandat de la BNS politiserait l'institution et remettrait en question son indépendance,
ce qui mettrait en péril son objectif initial de stabilité des prix. Le Conseil fédéral
conclut donc qu'il est évident que, d'un côté, la BNS doit prendre en compte le
changement climatique pour établir une politique monétaire pertinente, mais que d'un
autre côté, il n'est pas de son ressort d'aider la Confédération à atteindre ses objectifs
de développement durable. 13

BERICHT
DATUM: 26.10.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

In der Sommersession 2023 schrieb der Nationalrat das Postulat der WAK-NR
betreffend Nachhaltigkeitsziele für die Nationalbank stillschweigend ab. Der Bundesrat
hatte zur Erfüllung des Vorstosses im Oktober 2022 den Bericht «die Schweizerische
Nationalbank und die Nachhaltigkeitsziele der Schweiz» verabschiedet. 14

BERICHT
DATUM: 12.06.2023
CATALINA SCHMID

Börsen

Die 1988 vom EFD zum Studium des Börsenwesens eingesetzte Arbeitsgruppe legte im
Februar ihren Schlussbericht vor. Sie empfahl darin die Schaffung von zwei
Bundesgesetzen über den Effektenhandel bzw. über Finanzmarktdienstleistungen.
Bundesrat Stich beauftragte im Sommer eine Expertenkommission mit der
Ausarbeitung eines Entwurfs für ein Börsengesetz, welches diese im Dezember vorlegen
konnte. Der Entwurf ist als Rahmengesetz konzipiert, das der Selbstregulierung grossen
Stellenwert einräumt und die Rolle des Staates auf die Oberaufsicht beschränkt. Die
Kontrolle über das korrekte Verhalten der Effektenhändler soll analog zum
Bankengesetz eine Kommission ausüben. Die Regierungen der Kantone Baselstadt und
Zürich meldeten allerdings föderalistisch begründete Opposition gegen eine
bundesstaatliche Regelung dieses bisher den Kantonen überlassenen Bereichs an. 15

BERICHT
DATUM: 07.08.1990
HANS HIRTER

Landwirtschaft

Agrarpolitik

Le Conseil fédéral a publié un rapport complétant la Politique agricole 22+ (PA 22+),
répondant ainsi aux doléances des deux chambres qui avaient déposé deux postulats
(Po. 21.3015 et Po. 20.3931) exigeant des précisions sur certains aspects de la PA 22+.
Les discussions pourront ainsi reprendre. 16

BERICHT
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KAREL ZIEHLI

Internationale Landwirtschaftspolitik

En réponse au postulat déposé en décembre 2019 par le conseiller national libéral-
radical Jacques Bourgeois, le Conseil fédéral a publié le 24 novembre 2021 un rapport
intitulé Importations de denrées alimentaires - Analyses. Pour rappel, l'élu
fribourgeois demandait à l'exécutif de fournir un rapport sur les quantités de produits
agricoles importés depuis la conclusion de l'Uruguay-Round de l'Organisation Mondiale
du Commerce (OMC), afin de mieux évaluer les concessions que le milieu agricole
pourrait faire dans le cadre d'accords de libre-échange.
Dans son rapport, le Conseil fédéral a analysé l’évolution de toutes les importations
agricoles et des contingents multilatéraux entre 1994 et 2019. Il affirme que le volume
des importations des denrées alimentaires a progressé pendant cette période, en
raison de la croissance démographique d'une part, et, d'autre part, à cause de la hausse
de la demande du côté de l’industrie alimentaire. Il souligne, en outre, que "l’évolution
de la consommation de denrées alimentaires reflète une mutation de la société (p. ex.
changement dans la consommation par habitant depuis 2007 pour le poulet [hausse] et
le vin [réduction]), mais elle montre aussi que l’industrie alimentaire suisse dépend des
importations". 17
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Lebensmittel

Le Conseil fédéral a publié un rapport en réponse au postulat demandant d'étendre la
déclaration positive volontaire aux produits alimentaires étrangers. Dans celui-ci est
démontré que les articles 16a de la loi fédérale sur l'agriculture ainsi que 21 de la loi
fédérale sur les denrées alimentaires permettent d'ores et déjà, tant aux producteurs
suisses qu'étrangers, d'appliquer un étiquetage positif facultatif sur leurs produits. Il
aurait été, en effet, contraire aux accords de l'OMC que seuls les produits suisses
bénéficient de cette possibilité de valoriser leur produit. Le Conseil fédéral estime
donc qu'il n'est pas nécessaire de changer le droit suisse en la matière afin d'en faire
profiter les importateurs. 18
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Im Frühjahr 2016 erschien als Antwort auf das Postulat Savary (sp, VD) der Bericht zum
momentanen Stand der Bestrafung und Verfolgung von missbräuchlicher Verwendung
von geschützten Bezeichnungen. Darunter fallen etwa geografische Angaben wie
«Gruyère» oder auch spezifische Merkmale zum Herstellungsprozess eines Produktes
wie beispielsweise die Labels «Bio» oder «Freilandhaltung». Einen zentralen Auftrag
erfüllte der Bericht, indem er aufzeigte, wie die Bestrafung von betrügerischen
Verwendungen geschützter Bezeichnungen erfolgt und wie entsprechende Vergehen
erkannt werden können.
Für die Sicherstellung von geschützten Bezeichnungen gibt es verschiedene Gesetze,
die einen Verstoss regelten, wurde im Bericht erklärt. Zu ihnen gehörten das
Landwirtschaftsgesetz, das Markenschutzgesetz sowie das Lebensmittelschutzgesetz.
Abhängig davon, welcher Rechtsbestand genau betroffen ist, seien unterschiedliche
Instanzen für die Aufsicht zuständig. In den meisten Fällen seien aber die kantonalen
Stellen der Lebensmittelkontrollen verantwortlich. Sie hätten dafür Sorge zu tragen,
dass Verstösse gegen das Lebensmittelgesetz korrekt geahndet würden. Ausserdem
sorgten sie für die Anwendung des Landwirtschaftsgesetzes, welches die Klassifikation
und Kennzeichnung von landwirtschaftlichen Produkten regelt. Dass das
Landwirtschaftsgesetz ordnungsgemäss angewendet wird, werde wiederum vom
Bundesrat kontrolliert.
Eine weitere Aufgabe des Berichtes war es, zu erläutern, welche Massnahmen vom Bund
getroffen wurden, um die für die Schweiz wichtigen Bezeichnungen auch im Ausland zu
schützen. Zu diesem Zweck wurden im Bericht verschiedene völkerrechtliche Verträge
aufgelistet, welche Abmachungen über den gegenseitigen Schutz von geografischen
Angaben beinhalten. Solche Verträge bestünden mit der EU und Russland sowie mit
vielen weiteren Ländern wie etwa Mexiko oder Jamaika. Auch sei die Schweiz an
verschiedenen weiteren Abkommen beteiligt wie dem Bio-Äquivalenz-Agreement,
welches regelt, dass die Bio-Standards der mitunterzeichnenden Länder untereinander
als gleichwertig anerkannt werden. Eine solche Vereinbarung habe die Schweiz mit der
EU, Japan, den USA und Kanada abgeschlossen. 
Drittens sollten im Bericht, falls nötig, auch Instrumente zur Schliessung allfälliger
Gesetzeslücken vorgeschlagen werden. Die Problematik liege laut dem Bericht vor allem
darin, dass die Kontrolle der Verwendung von geschützten Bezeichnungen mehreren
Rechtsnormen unterliege, welche in verschiedenen Gesetzen und Verordnungen
geregelt seien und für deren Kontrolle und Sanktionen bei Verletzungen wiederum
unterschiedliche Ämter auf Kantons- und Bundesebene zuständig seien. Aus diesem
Grund sei eine der wichtigsten Massnahmen, die getroffen werden könne, um die
Glaubwürdigkeit geschützter Bezeichnungen zu stärken, die Bereitstellung von
Plattformen, die den spezifischen Austausch zwischen den Akteuren vereinfachen
sollen. 
Weitere wurde im Bericht festgehalten, dass zwar eine Meldepflicht von festgestellten
Verstössen bei der Verwendung von geschützten Bezeichnungen bestünde, diese
jedoch von den Zertifizierungsstellen kaum eingehalten würde. Aus diesem Grund
wurde im Bericht vorgeschlagen, den Zertifizierungsstellen das Vorgehen einer Meldung
eines Verstosses nochmals spezifisch zu vermitteln. Zusätzlich sollten auch die
Kantonschemikerinnen und -chemiker darin instruiert werden, wie genau sie
Fehlverhalten bei der Verwendung von geschützten Bezeichnungen zur Anzeige bringen
können. 19
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Le Conseil fédéral a publié son rapport sur les améliorations de la déclaration
obligatoire des modes de production des denrées alimentaires, faisant suite au
postulat déposé par la CSEC-CE. Cela concerne les marchandises importées obtenues
selon des méthodes de production ne s'alignant pas sur les normes suisses. Le Conseil
fédéral a pu constater qu'aucun changement législatif n'était nécessaire pour
introduire de nouvelles déclarations obligatoires, la loi actuelle le permettant. Un
changement législatif serait, par contre, nécessaire si les autorités décidaient de
renverser le fardeau de la preuve. En d'autres termes, les producteurs devraient
apporter la preuve du respect des normes suisses si aucune déclaration n'était
indiquée sur le produit. En effet, cette inversion du fardeau de la preuve faciliterait le
travail des autorités qui, sinon, subiraient une augmentation conséquente de la charge
de travail, impliquant de devoir effectuer, si nécessaire, des contrôles à l'étranger.
D'après le Conseil fédéral, cela obligerait toutefois de clarifier, dans chaque cas, si ce
renversement respecte tant le principe de proportionnalité que le droit commercial
international. 
L'exécutif souhaite privilégier, d'une part, les déclarations positives qui seraient, dans
de nombreux cas, bien plus effectives, donnant l'exemple des labels (bio, Fairtrade,
etc.). D'autre part, le Conseil fédéral est prêt à procéder à une analyse au cas par cas de
certains produits critiques. Il se montre ainsi favorable à une déclaration obligatoire de
non-conformité avec les normes suisses de produits tels que le foie gras, les cuisses de
grenouilles ou encore les produits provenant du cuir d'élevages de reptiles ayant subi
un traitement cruel. Les sept sages vont donc analyser la possibilité d'une telle
introduction ainsi que la possibilité d'appliquer un renversement du fardeau de la
preuve pour ces trois cas spécifiques. Ils ont également déclaré vouloir analyser la
situation dans deux autres cas, à savoir, les denrées alimentaires cultivées à l'aide de
produits phytosanitaires interdits en Suisse et les produits issus de porcs castrés sans
anesthésie. 20
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Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Netz und Vertrieb

Im Dezember 2019 legte der Bundesrat einen Bericht in Erfüllung des Postulates Graf-
Litscher (sp, TG) vor und präsentierte darin Varianten für die Ausgestaltung von
Meldepflichten von kritischen Infrastrukturen bei schwerwiegenden
Sicherheitsvorfällen. Der Bericht erörterte die derzeitige Ausgangslage, verglich
Meldepflichten im Ausland und präsentierte nebst der Variante, keine weiteren
Meldepflichten einzuführen, drei Varianten für eine Meldepflicht und für Meldestellen
in der Schweiz. Bei diesen drei Möglichkeiten würde entweder eine zentrale Meldestelle
etabliert, die bisherigen dezentralen Meldestellen in den Sektoren auf- und ausgebaut
oder als letzte Variante eine Kombination der beiden Ansätze umgesetzt, wobei eine
zentrale Meldestelle einzig für Cybervorfälle und die bestehenden dezentralen Stellen
für alle anderen sicherheitsrelevanten Vorfälle zuständig wären. Die vorgeschlagenen
vier Varianten sollen in einem nächsten Schritt mit Wirtschaftskreisen, den Kantonen
und den zuständigen Behörden vertieft diskutiert werden und im Sommer 2020 zur
Erarbeitung einer entsprechenden gesetzlichen Grundlage führen. 21
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Umweltschutz

Umweltschutz

Jahresrückblick 2019: Umweltpolitik

Die Umweltpolitik der Schweiz war 2019 sehr stark durch das Thema
Klimawandel/Klimaerwärmung geprägt. In zahlreichen grossen Streiks und
Demonstrationen äusserten viele Jugendliche, aber auch Besorgte älteren Semesters
ihren Unmut gegenüber der Politik und der Wirtschaft, welche sich in ihren Augen zu
wenig gegen die Klimaerwärmung engagierten. Viele wiesen aber auch darauf hin, dass
jede einzelne Person etwas gegen den Klimawandel unternehmen könne. Sie folgten
damit dem Beispiel der Schwedin Greta Thunberg, welche mit ihrem «Schulstreik für
das Klima» mediale Berühmtheit erlangte. Die Besorgnis über den Klimawandel
widerspiegelte sich auch in zahlreichen politischen Vorstössen und in den Beratungen
zur Revision des CO2-Gesetzes (vergleiche etwa Po. 18.4211 oder Po. 19.3385). Nachdem
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der Nationalrat in der Wintersession 2018 die Revision des CO2-Gesetzes in der
Gesamtabstimmung noch abgelehnt hatte, nahm der Ständerat das Geschäft in der
Herbstsession 2019 wieder auf und formulierte zahlreiche Massnahmen zur Reduktion
der Treibhausgase. Der Bundesrat wiederum äusserte im Sommer 2019 die Absicht,
dass die Schweiz bis 2050 klimaneutral sein soll, also unter dem Strich keine
Treibhausgasemissionen mehr ausstossen soll. Der Klimawandel war auch das
bestimmende Thema im Wahlkampf zu den eidgenössischen Parlamentswahlen 2019.
Breit diskutiert wurde dabei unter anderem der politische Richtungswechsel der FDP.
Während die FDP-Parlamentarier und -Parlamentarierinnen Ende 2018 noch zu den
Verhinderern eines griffigeren CO2-Gesetzes gehört hatten, schwenkte die Partei 2019
auf einen klimafreundlicheren Kurs um und machte das Klima gar zu ihrem
Wahlkampfthema. Am Wahlsonntag musste die FDP dennoch Verluste im Nationalrat
hinnehmen. Besser erging es den beiden Parteien, die das «grün» bereits im Namen
tragen; die guten Resultate der Grünen und der Grünliberalen widerspiegelten
dementsprechend die Wichtigkeit dieses Themas bei den Wählerinnen und Wählern. 
Eine breite Palette an Themen rund um das Klima war in den Monaten Juli, August und
September auch für einen Peak in der Umweltberichterstattung in den Schweizer
Zeitungen verantwortlich. Die Medien berichteten beispielsweise intensiv über die
Beratungen des CO2-Gesetzes im Ständerat und über die verschiedenen Klimastreiks
(beispielsweise derjenige in Lausanne mit Greta Thunberg) sowie über die
Radikalisierungstendenzen einiger Protesierender in Form der Blockade von Banken
oder des so genannten "Die-In" an Flughäfen. 

Des Weiteren war auch die Verschmutzung des Wassers mit Pestiziden in 2019 von
Belang. Im April dieses Jahres zeigten zwei Studien der Eawag und des
Oekotoxzentrums, dass Gewässer in landwirtschaftlich genutzten Einzugsgebieten stark
mit Pflanzenschutzmitteln belastet sind. Die Konzentrationen einzelner Stoffe stellten
über Monate hinweg ein Risiko für chronische Schäden dar und lagen längere Zeit über
Werten, ab denen für Pflanzen und Tiere im Wasser ein akut toxisches Risiko besteht.
Im Parlament waren zu diesem Thema Ende 2019 zwei Volksinitiativen hängig: die
Initiativen «für eine Schweiz ohne synthetische Pestizide» und «für sauberes
Trinkwasser und gesunde Nahrung – Keine Subventionen für den Pestizid- und den
prophylaktischen Antibiotika-Einsatz». Der Nationalrat lehnte es in der Sommersession
2019 ab, einen Gegenvorschlag zu diesen beiden Volksinitiativen auszuarbeiten. Die
WAK-NR und die WAK-SR stimmten jedoch einer parlamentarische Initiative der WAK-
SR (Pa.Iv. 19.475) zu, welche die gesetzliche Verankerung eines Absenkpfads mit
Zielwerten für das Risiko beim Einsatz von Pestiziden verlangt. Die beiden WAK wollten
diese Vorlage aber explizit nicht als Gegenvorschlag zur Trinkwasserinitiative verstanden
wissen.

Hohe mediale und politische Wellen schlug auch der IPBES-Bericht zum globalen
Zustand der Artenvielfalt. Der Bericht untersuchte, in welchem Zustand sich Tiere,
Pflanzen und ihre Lebensräumen befanden und stellte der Weltgemeinschaft
dahingehend ein Armutszeugnis aus. Etwa eine Million der geschätzten acht Millionen
Tier- und Pflanzenarten, die es auf der Welt gibt, seien vom Aussterben bedroht und
die Schuld daran trage der Mensch und seine Aktivitäten. Der Bericht führte zu
zahlreichen parlamentarischen Vorstössen, in denen etwa die
Biodiversitätsverträglichkeit von Schweizer Finanzierungen und Investitionen
angesprochen wurde (Ip. 19.3591) oder zu einer Intensivierung des Aktionsplans
Biodiversität aufgerufen wurde (Mo. 19.3504).

Zuletzt seien noch zwei Studien zum Thema Food Waste erwähnt, welche im Jahr 2019
erschienen. Die zwei Studien des Bundesamts für Umwelt befassten sich mit den
eindrücklichen Zahlen der Lebensmittelverluste aus der Landwirtschaft respektive den
Privathaushalten. In der Landwirtschaft fallen jedes Jahr 225’000 Tonnen
Lebensmittelverluste an. Davon wären rund 90 Prozent vermeidbar. In den Haushalten
sind es rund 1 Million Tonnen Lebensmittelabfälle, wovon fast die Hälfte vermeidbar
wäre. In früheren Studien waren bereits die Gastronomie, der Detailhandel und die
Lebensmittelindustrie analysiert worden. Auf gesetzlicher Ebene könnte es im Bereich
des Detailhandels bald zu einer Änderung kommen, da der Nationalrat in der
Sommersession die Motion Munz (sp, SH; Mo. 19.3112) gutgeheissen hat. Diese möchte
das Lebensmittelgesetz um eine Berechtigung für den Bundesrat, Bestimmungen für die
Abgabe von Lebensmitteln an zertifizierte Organisationen oder Personen zwecks
Verhinderung von Lebensmittelverlusten zu erlassen, ergänzen. Nun lag es an der
kleinen Kammer zu entscheiden, ob dieser Schritt in Richtung einer Reduktion von
Food Waste realisiert wird. 22
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Klimapolitik

Der Bundesrat publizierte im November 2021 den Bericht in Erfüllung des Postulates
«Klimaverträgliche Ausrichtung und Verstärkung der Transparenz der
Finanzmittelflüsse in Umsetzung des Übereinkommens von Paris» der UREK-SR. Im
Bericht wurden mehrere mögliche Massnahmen geprüft, um die Finanzmittelflüsse von
Schweizer Institutionen wie Banken und Versicherungen auf das CO2-Reduktionsziel
von Paris hin auszurichten. Die Analyse zeigte, dass insbesondere Massnahmen, welche
explizit auf die klimaverträgliche Ausrichtung der Investitionen abzielen, wirksam sind.
Dazu zählen namentlich Branchenvereinbarungen zwischen der Finanzbranche und
dem Bund. Zudem habe man festgestellt, dass auch mehr Transparenz für die
Kundinnen und Kunden wirke: «Wenn Finanzinstitute die negativen oder positiven
Auswirkungen von Investitionen auf das Klima sichtbar machen, führt dies zu besser
informierten Investitionsentscheiden der Kundinnen und Kunden sowie von anderen
Finanzinstituten», hiess es im Bericht. Der Bundesrat gab bei der Veröffentlichung des
Berichts zudem bekannt, er habe beschlossen, Transparenzmassnahmen zur
Verhinderung von Greenwashing und den Abschluss von Branchenvereinbarungen
anzustreben. 23
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Abfälle

Der Bundesrat lancierte Anfang April 2022 einen Aktionsplan, um den Kampf gegen
Food-Waste zu stärken. Dieser Aktionsplan wurde in Erfüllung des Postulates von
Isabelle Chevalley (glp, VD) erarbeitet und verfolgte das Ziel, die
Lebensmittelverschwendung bis 2030 im Vergleich zum Stand von 2017 zu halbieren.
Gemäss dem Aktionsplan werde der Bund zu diesem Zweck mit den Unternehmen und
Organisationen des Lebensmittelsektors – wie etwa dem Gastgewerbe, dem Vertrieb
und der Landwirtschaft – eine branchenübergreifende Vereinbarung mit klaren
Reduktionszielen abschliessen. Die freiwilligen Massnahmen, die ergriffen werden
sollen, um diese Reduktionsziele zu erreichen, umfassen etwa das vermehrte Spenden
von unverkauften Lebensmitteln an gemeinnützige Organisationen oder auch eine
bessere Anbauplanung in der Landwirtschaft. Es sollen darüber hinaus Schritte
unternommen werden, um auch den Food Waste, der in den privaten Haushalten
entsteht, zu vermindern, beispielsweise mittels Informationskampagnen. 2025 soll der
Bundesrat evaluieren, ob diese Massnahmen für die Zielerreichung genügen werden
oder ob weitere Beschlüsse gefasst werden müssen. 24
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Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Sprachen

Auch 2019 gelangten die APK-NR und APK-SR mit ihrem Bericht zur Delegation bei der
Parlamentarischen Versammlung der Frankophonie (APF) an ihre jeweiligen Räte und
auch in diesem Jahr nahmen sowohl die grosse als auch die kleine Kammer
stillschweigend Kenntnis vom Wirken der Schweizer Delegation im Jahr 2018.
Während die APF als Gesamtorganisation auf die Wahrung der demokratischen
Grundsätze, der Rechtsstaatlichkeit und der guten Regierungsführung im frankophonen
Raum fokussiert, haben die jeweiligen Mitgliedsstaaten ihre individuellen (inter-
)nationalen Themenschwerpunkte, mit denen sie dieser Vorgabe, im Rahmen
verschiedener, über das Jahr verteilter Veranstaltungen nachkommen können – so auch
die Schweizer Delegation. Diese konnte sich unter anderem an der APF-Jahrestagung,
die 2018 vom 05.–10. Juli unter dem Motto «Les bonnes pratiques des Parlements à
l’ère du numérique» in Québec stattfand, einbringen. Zu den international gesetzten
Themenschwerpunkten der Schweiz zählten, wie auch schon in den Jahren zuvor, die
Bekämpfung des grenzüberschreitenden Frauen- und Kinderhandels, die Abschaffung
der Todesstrafe und der Schutz persönlicher Daten im frankophonen Raum. 2018
kamen ergänzend Bestrebungen zur Vermeidung von Lebensmittelverschwendung und
-verlusten sowie die Sicherstellung der gemeinsamen Finanzierung des Fernsehsenders
TV5 Monde auf die Themenliste. Der Präsident der Delegation, Nationalrat Jean-Pierre
Grin (svp, VD), hatte in einem Bericht aufgezeigt, dass es sich bei der
Lebensmittelverschwendung um ein weltweites Problem handle, das im Rahmen der
Agenda 2030 auch als ein Nachhaltigkeitsziel aufgegriffen worden sei. Dabei bestehe
hinsichtlich der Konsum- und Produktionsmuster ein offensichtliches Nord-Süd-
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Gefälle: Während man sich in den Nordländern um eine Reduktion der
Lebensmittelverschwendung bemühen solle, stehe für die Südländer die Verringerung
der Nachernteverluste im Vordergrund. Während weltweit über 800 Mio. Menschen
Hunger litten, gingen zeitgleich rund ein Drittel der weltweit produzierten Lebensmittel
verloren – so auch in der Schweiz, wo 45 Prozent der Lebensmittelverluste in den
Haushalten entstünden und trotz der damit einhergehenden finanziellen Einbussen von
jährlich rund CHF 2'000 pro Haushalt nicht zu einem Verhaltensumschwung bewegten.
Dies sei sicherlich auch dadurch bedingt, dass es im Budgetaufwand wiederum einen
grossen Unterschied zwischen Nord- und Südländern gebe: Während man in der
Schweiz lediglich 6 Prozent des Haushaltseinkommens für Lebensmittel aufbringe,
seien es beispielsweise in Kamerun rund 50 Prozent. Entsprechend sollten die
unterschiedlichen Herausforderungen und Methoden der frankophonen Länder
miteinander verglichen werden, um zielführende Massnahmen ergreifen zu können. Die
Frage der Finanzierung von TV5 Monde hatte sich im Rahmen der aufkommenden
Gerüchte, dass Frankreich seine Beiträge an den Sender deutlich kürzen wolle,
aufgetan, was die anderen Geldgeberländer stark beunruhigte. Entsprechend habe die
Delegation auf Initiative von Ständerat Levrat (sp, FR) eine Resolution präsentiert, mit
der die Bedeutung des Senders unterstrichen werden sollte. Der Fernsehsender sei für
die Mitgliedsländer insofern von grosser Bedeutung, als er Programme nationaler
Sender übertrage, darunter auch solche von RTS, und somit ein wichtiges Schaufenster
auch für die Schweiz darstelle, da die Sendungen einem breiten Publikum weltweit
zugänglich gemacht würden.
Nebst den internationalen Themen setzte sich die Delegation auch 2018 mit einem
internen Themenkatalog auseinander: Schaffung eines universeller Zugangs zu den
Einrichtungen zur Prävention und Behandlung von HIV/Aids, Positionierung der Schweiz
im Hinblick auf die globale digitale Gouvernanz und die Handhabung der politische
Situation in Burundi. Kommissionsvertreter Levrat legte in seiner Berichtseröffnung im
Ständerat u.a. auch grossen Wert auf die Erläuterung des letzten Punktes. Burundi ist
seit 2015 mit «Beobachtung» statuiert, nebst «Suspendierung» und «Verwarnung»
eines der drei Sanktionsinstrumente der APF bei Verletzungen von
Rechtsstaatlichkeitsprinzipien und Menschenrechten. Nach einem Besuch des früheren
APF-Präsidenten Jacques Chagnon Anfang 2018 in Burundi war die Aufhebung dieser
Sanktion ins Auge gefasst worden. Die Schweizer Delegation sprach sich aber gegen
diesen Entschluss aus, da sie nach Rücksprachen mit alt-Bundesrat und derzeitigem
Sondergesandten der OIF für die Region der Grossen Afrikanischen Seen, Pascal
Couchepin, zur Erkenntnis gekommen war, dass die politische Situation noch zu instabil
sei, um eine Statusanpassung vorzunehmen.
Der Bericht schliesst mit der Folgerung, dass die APF eine wichtige Kontaktstelle für die
Bundesversammlung sei und viel zur Dialogförderung mit den afrikanischen
Parlamenten beitrage, die innerhalb der Organisation immer mehr an Bedeutung
gewinnen würden, und dass sich die Schweizer Delegation auch im Folgejahr um die
Sensibilisierung der anderen Teilnehmer für die Schweizer Themenschwerpunkte
einsetzen werde. 25

In der Herbstsession 2020 nahmen beide Räte den Tätigkeitsbericht der Delegation bei
der Parlamentarischen Versammlung der Frankophonie (APF) für 2019 zur Kenntnis.
Wie schon in den Jahren zuvor lag der Schwerpunkt der Delegationstätigkeit auf der
Wahrung der demokratischen Grundsätze, der Rechtsstaatlichkeit und der guten
Regierungsführung im frankophonen Raum. Diese Anliegen vertrat die Delegation auch
2019 im Rahmen ihres offiziellen Mandats auf nationaler, regionaler und internationaler
Ebene. So brachte sie ihre Expertise beispielsweise an der 45. APF-Jahrestagung ein,
die im Berichtsjahr vom 4.–9. Juli unter dem Motto «Parlements et renforcement de la
démocratie» in Abidjan (CIV) stattfand, oder tauschte sich zwischen dem 13. und 16.
November im jurassischen Delsberg mit Vertretungen der Assemblée régionale Europe
(ARE) aus.
Auf internationaler Ebene setzte die Delegation ihre thematischen Schwerpunkte – wie
auch schon im Jahr zuvor – beim grenzüberschreitenden Frauen- und Kinderhandel,
bei den Lebensmittelverlusten und der Lebensmittelverschwendung, bei der
Abschaffung der Todesstrafe, beim Schutz persönlicher Daten sowie der gemeinsamen
Finanzierung des Fernsehsenders TV5 Monde an. 2019 kam ergänzend das Engagement
für die Selbstbestimmung der Völker und für die Volksrechte hinzu, was insbesondere
im Rahmen der Regionalversammlung in Delsberg zur Sprache gekommen war.
Delegationsintern wurden die Beziehungen zwischen China und Afrika sowie die
Prävention von gewalttätigem Extremismus und Radikalisierung thematisch fokussiert.
2019 standen für die APF auch einige Änderungen an. Nach der Eröffnung der 51.
Legislatur fand im Dezember die konstituierende Sitzung der Delegation statt, die sich

BERICHT
DATUM: 17.09.2020
MELIKE GÖKCE

01.01.65 - 01.01.24 21ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



für die nächsten vier Jahre neu zusammensetzen würde. Unter anderem übernahm neu
Laurent Wehrli (fdp, VD) das Delegationspräsidium von Jean-Pierre Grin (svp, VD).
Erfreulicherweise konnte die Schweizer Delegation das Präsidium der Kommission für
Bildung, Kommunikation und Kultur (CECAC) halten, auch hier wurde das Amt mit
Legislaturwechsel von Ständerat Didier Berberat (sp, NE) an Ständerat Christian Levrat
(sp, FR) übergeben. Eine wesentliche Änderung hinsichtlich der internationalen
Mandate der Delegation zeigte sich in einer Ausweitung der Personalkompetenzen:
Beide Räte gewährten noch im Dezember 2020 einen Kredit zur Entsendung eines
Parlamentsdienstmitarbeitenden für das Generalsekretariat der APF. 
Der Bericht schliesst mit dem neuerlichen Verweis auf die politische Bedeutung des
frankophonen Afrikas für die Organisation. Dies aufgrund dreier Faktoren: Erstens
deuteten Trends auf einen besonders starken und voraussichtlich anhaltenden
Bevölkerungswachstum auf dem Kontinent hin, zweitens dürfte aufgrund der
Entwicklungen im Bildungsbereich der Anteil an Französischsprechenden zunehmen
und drittens diene die OIF im Vorfeld von UNO-Verhandlungen oft als Dialogplattform,
was sowohl die Organisation selbst als auch den afrikanischen Kontinent auf das
internationale Parkett hieve. Im Weiteren werde die Delegation 2020 ihre Arbeiten zu
Lebensmittelverlusten und -verschwendung abschliessen und sich nach anderen
möglichen Handlungsbereichen erkunden. Schliesslich bereite sich die Delegation auf
das voraussichtlich am 3. und 4. September 2020 in Genf stattfindende jährliche
Treffen des APF-Parlamentariernetzwerks für die Bekämpfung von HIV/Aids,
Tuberkulose und Malaria vor. 26
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